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b. der Schutzumfang im Einzelnen ist gemäss Art. 15 der Denkmal-
schutzverordnung durch eine privatrechtliche Vereinbarung mit dem 
Benediktinerkloster Engelberg zu regeln; diese ist im Grundbuch als 
öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung anzumerken; 

c. sobald die Vereinbarung abgeschlossen ist und der Baufortschritt die
Auszahlung von Akontozahlungen rechtfertigt, erfolgen diese in fol-
genden Teilzahlungsraten: 
– in den Jahren 2005 bis 2011 sieben Raten zu je Fr. 400 000.–, 
– im Jahr 2012 der Restbetrag nach effektiver Abrechnung, höchs-

tens aber Fr. 400 000.–; 
d. der Restbetrag wird ausbezahlt, wenn die detaillierte Schlussabrech-

nung mit den Originalrechnungen durch das Bildungs- und Kulturde-
partement geprüft ist; es wird keine Zinsvergütung geleistet; 

e. die Auslösung des Bundesbeitrags erfolgt durch das Bildungs- und 
Kulturdepartement.

4. Dieser Beschluss unterliegt dem fakultativen Finanzreferendum. Der
Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

Sarnen, 22. Oktober 2004 Im Namen des Kantonsrates 
Der Präsident: Beat Spichtig 
Der Protokollführer: Urs Wallimann 

Ablauf der Referendumsfrist am 29. November 2004 

Referendumsvorlage

Bevölkerungsschutzgesetz
vom 22. Oktober 2004 

Der Kantonsrat des Kantons Obwalden, 

in Ausführung der Bundesgesetzgebung über den Bevölkerungsschutz und 
den Zivilschutz (Bevölkerungsschutz- und Zivilschutzgesetz, BZG) vom 
4. Oktober 20021,

gestützt auf Artikel 24, 44 und 60 der Kantonsverfassung vom 19. Mai 19682,

beschliesst:
1 SR 520.1 
2 GDB 101 

b. der Schutzumfang im Einzelnen ist gemäss Art. 15 der Denkmal-
schutzverordnung durch eine privatrechtliche Vereinbarung mit dem 
Benediktinerkloster Engelberg zu regeln; diese ist im Grundbuch als
öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung anzumerken; 

c. sobald die Vereinbarung abgeschlossen ist und der Baufortschritt die
Auszahlung von Akontozahlungen rechtfertigt, erfolgen diese in fol-
genden Teilzahlungsraten: 
– in den Jahren 2005 bis 2011 sieben Raten zu je Fr. 400 000.–,
– im Jahr 2012 der Restbetrag nach effektiver Abrechnung, höchs-

tens aber Fr. 400 000.–; 
d. der Restbetrag wird ausbezahlt, wenn die detaillierte Schlussabrech-

nung mit den Originalrechnungen durch das Bildungs- und Kulturde-
partement geprüft ist; es wird keine Zinsvergütung geleistet; 

e. die Auslösung des Bundesbeitrags erfolgt durch das Bildungs- und
Kulturdepartement.

4. Dieser Beschluss unterliegt dem fakultativen Finanzreferendum. Der
Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt.

Sarnen, 22. Oktober 2004 Im Namen des Kantonsrates
Der Präsident: Beat Spichtig 
Der Protokollführer: Urs Wallimann 

Ablauf der Referendumsfrist am 29. November 2004
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I. Allgemeines 

Art. 1 Zweck des Bevölkerungsschutzes 

1 Polizei, Feuerwehr, Gesundheitswesen, technische Betriebe und Zivil-
schutz gewährleisten den Bevölkerungsschutz durch Zusammenarbeit in
einem zivilen Verbundsystem. 
2 Die Partnerorganisationen des Bevölkerungsschutzes: 
a. schützen die Bevölkerung und ihre Lebensgrundlagen primär vor und bei 

grossen Schadenereignissen, Katastrophen und in Notlagen; 
b. stellen die Rettung und Hilfe sicher; 
c. tragen zur Bewältigung der Folgen bei; 
d. arbeiten mit den anderen sicherheitspolitischen Bereichen zusammen. 
3 Eine kantonale Führungsorganisation stellt den zeitgerechten und koordi-
nierten Einsatz der Mittel sicher. 

II. Aufgaben und Organisation 

Art. 2 Aufgaben und Zuständigkeiten des Kantons 
a. Aufgaben

Der Kanton regelt, steuert und koordiniert die Massnahmen im Bevölke-
rungsschutz, soweit diese sich nicht auf eine Gemeinde allein beschränken. 

Art. 3 b. Regierungsrat

1 Der Regierungsrat regelt in Ausführungsbestimmungen: 
a. Aufgaben, Befugnisse, Grundgliederung, personelle Zusammensetzung,

Logistik, Aufgebot und Einsatz sowie Entschädigung des kantonalen 
Führungsstabes (KFS); 

b. die Massnahmen und Vorgaben gemäss Art. 5 Abs. 1 und Art. 6 Bst. b
dieses Gesetzes; 

c. das Verfahren und die Entschädigung für die Requisition nach Art. 8 
dieses Gesetzes; 

d. die Kostenzuordnung bei Einsätzen nach Art. 10 dieses Gesetzes. 

2 Der Regierungsrat: 
a. ernennt den Stabschef oder die Stabschefin des kantonalen Führungs-

stabes sowie deren Stellvertretung; 
b. kann den kantonalen Führungsstab auch ausserhalb des Aufgabenbe-

reichs des Bevölkerungsschutzes einsetzen; 
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c. genehmigt Verträge der Gemeinden nach Art. 5 Abs. 4 dieses Gesetzes; 
d. verpflichtet und entschädigt private Organisationen und Fachkräfte nach 

Art. 7 dieses Gesetzes; 
e. erstattet dem Kantonsrat Bericht über die Massnahmen und Kosten im 

Zusammenhang mit Einsätzen bei Katastrophen und in Notlagen. 

Art. 4 c. Zuständiges Departement

1 Das zuständige Departement vollzieht die Bundesgesetzgebung über den 
Bevölkerungsschutz sowie dieses Gesetz und die Ausführungsbestimmun-
gen, sofern keine andere kantonale Vollzugsbehörde oder Dritte damit be-
auftragt sind. 
2 Das Departement: 
a. stellt die Warnung der Behörden und die Alarmierung der Bevölkerung 

sicher;
b. stellt die Einsatzbereitschaft des kantonalen Führungsstabs sicher; 
c. kann den kantonalen Führungsstab aufbieten und bis zu drei Tagen ein-

setzen;
d. regelt die Schadenplatzorganisation und stellt deren Einsatzbereitschaft 

sicher;
e. unterstützt die Gemeindeführungsorgane in der Ausbildung; 
f. ist verantwortlich für die Koordination von Vorbereitung und Einsatz der 

Partnerorganisationen.

Art. 5 Aufgaben und Zuständigkeiten der Einwohnergemeinden 
a. Aufgaben

1 Die Einwohnergemeinden (nachfolgend Gemeinden genannt) sind gemäss 
den Vorgaben des Kantons zuständig für die Vorbereitung und den Vollzug 
von Massnahmen, soweit sie innerhalb des Gemeindegebiets oder für nach-
barliche Hilfe getroffen bzw. geleistet werden müssen. Sie werden vom Kan-
ton unterstützt. 
2 Massnahmen gemäss Absatz 1 richten sich nach den Möglichkeiten der 
Gemeinden.
3 Die Gemeinden können bei drohender Gefährdung räumlich und zeitlich 
begrenzte Sicherheitsmassnahmen beschliessen. 
4 Sie können mit Gemeinden ausserhalb des Kantons zusammenarbeiten. 
Verträge erfordern die Zustimmung des Kantons. 



III. Rechte und Pflichten von Personen und Organisationen 

Art. 7 Organisationen und Fachkräfte

1 Bei Katastrophen und in Notlagen können private Organisationen zur Zu-
sammenarbeit verpflichtet werden. 
2 Kann der Bedarf an Fachpersonal auf dem ordentlichen Weg nicht zeitge-
recht gedeckt werden, so können Fachkräfte zum Einsatz verpflichtet wer-
den.
3 Verpflichtete Organisationen und Fachkräfte werden für den Einsatz ent-
schädigt.

Art. 8 Requisition

Der Kanton kann bei Katastrophen und in Notlagen alle für die Hilfeleistung 
notwendigen beweglichen und unbeweglichen Sachen gegen Entschädi-
gung requirieren, sofern die öffentlichen Mittel nicht ausreichen. 

IV. Kostentragung 

Art. 9 Führungsorgane

Die Kosten für Ausbildung und Einsatz des kantonalen Führungsstabs trägt 
der Kanton, jene für das Gemeinde-Führungsorgan die Gemeinde. 

Art. 10 Hilfeleistung

1 Bei der Kostenzuteilung sind Kriterien wie Verursachung, Zuständigkeit von 
Kanton und Gemeinden sowie Solidarität (Billigkeit) zu beachten. 
2 Der Kanton kann die Gemeinden und Dritte verpflichten, sich an den Kos-
ten zu beteiligen. 
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Art. 6 b. Einwohnergemeinderat

Der Einwohnergemeinderat: 
a. bestellt ein Führungsorgan; 
b. legt Aufgaben, Befugnisse, Gliederung, personelle Zusammensetzung, 

Logistik, Ausbildung, Aufgebot und Einsatz sowie Entschädigung seines 
Führungsorgans im Rahmen der kantonalen Vorgaben fest; 

c. sorgt für die Einsatzbereitschaft seines Führungsorgans; 
d. kann sein Führungsorgan ausserhalb des Aufgabenbereichs des Bevöl-

kerungsschutzes einsetzen. 
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Art. 11 Partnerorganisationen

1 Die Partnerorganisationen tragen die Kosten für die Ausbildung, Ausrüs-
tung und Einsätze gemäss der jeweiligen Spezialgesetzgebung. 
2 Die Kosten für die Vorbereitung des sanitätsdienstlichen Rettungswesens 
trägt der Kanton. 

V. Rechtspflege 

Art. 12 Rechtsweg

Bei Katastrophen und in Notlagen kann der Regierungsrat das Beschwerde-
verfahren vereinfachen, Beschwerdefristen verkürzen und Beschwerden die 
aufschiebende Wirkung entziehen. 

Art. 13 Strafbestimmung

1 Widerhandlungen gegen Vorschriften dieses Gesetzes sowie darauf ge-
stützter Erlasse und Verfügungen werden mit Haft oder Busse bestraft; vor-
behalten bleiben die Strafbestimmungen der Bundesgesetzgebung. 
2 Strafbar ist insbesondere, wer den Weisungen und Verfügungen der zu-
ständigen Behörden, namentlich einem Aufgebot zur Hilfeleistung, nicht 
nachkommt.

VI. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Art. 14 Änderung bisherigen Rechts 

Das Gesundheitsgesetz vom 20. Oktober 19913 wird wie folgt geändert: 
Art. 5 Bst. f: 
1 Dem Kanton obliegen in Hauptverantwortung folgende Aufgaben der 
öffentlichen Gesundheitspflege:
f. das sanitätsdienstliche Rettungswesen; 

Art. 15 Aufhebung bisherigen Rechts

Das Gesetz über Massnahmen für den Krisen-, Katastrophen- und Kriegsfall 
(Notstandsgesetz) vom 31. Oktober 19764 wird aufgehoben. 

3  GDB 810.1 
4 LB XV, 389 
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Art. 16 Inkrafttreten

Der Regierungsrat bestimmt, wann dieses Gesetz in Kraft tritt. Es unterliegt 
dem fakultativen Referendum. 

Sarnen, 22. Oktober 2004 Im Namen des Kantonsrates 
Der Präsident: Beat Spichtig 
Der Protokollführer: Urs Wallimann 

Ablauf der Referendumsfrist am 29. November 2004 

Referendumsvorlage

Zivilschutzgesetz
vom 22. Oktober 2004 

Der Kantonsrat des Kantons Obwalden, 

in Ausführung der Bundesgesetzgebung über den Bevölkerungsschutz und 
den Zivilschutz (Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetz, BZG) vom 4. Oktober
20021,

gestützt auf Artikel 24, 44 und 60 der Kantonsverfassung vom 19. Mai 19682,

beschliesst:

I. Aufgaben und Organisation

Art. 1 Zweck des Zivilschutzes

Der Zivilschutz: 
a. schützt die Bevölkerung und Kulturgüter; 
b. betreut obdachlose und schutzsuchende Personen; 
c. stellt die Schutzinfrastruktur bereit und den Sireneneinsatz sicher; 
d. unterstützt Partnerorganisationen sowie kantonale und kommunale Füh-

rungsorgane des Bevölkerungsschutzes; 
e. wird für Instandstellungsarbeiten und vorbeugende bauliche Massnah-

men eingesetzt; 

1 SR 520.1 
2 GDB 101 

Referendumsvorlage

Zivilschutzgesetz
vom 22. Oktober 2004 

Der Kantonsrat des Kantons Obwalden,

in Ausführung der Bundesgesetzgebung über den Bevölkerungsschutz und 
den Zivilschutz (Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetz, BZG) vom 4. Oktober
20021,

gestützt auf Artikel 24, 44 und 60 der Kantonsverfassung vom 19. Mai 19682,

beschliesst:

I. Aufgaben und Organisation

Art. 1 Zweck des Zivilschutzes

Der Zivilschutz: 
a. schützt die Bevölkerung und Kulturgüter; 
b. betreut obdachlose und schutzsuchende Personen;
c. stellt die Schutzinfrastruktur bereit und den Sireneneinsatz sicher; 
d. unterstützt Partnerorganisationen sowie kantonale und kommunale Füh-

rungsorgane des Bevölkerungsschutzes;
e. wird für Instandstellungsarbeiten und vorbeugende bauliche Massnah-

men eingesetzt; 

1 SR 520.1 
2 GDB 101 


